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Sollbesteuerung und Steuerberichtigung 
 
Soweit ein der Sollbesteuerung unterliegender Unter nehmer sei-
nen Entgeltanspruch aufgrund eines vertraglichen Ei nbehalts 
zur Absicherung von Gewährleistungsansprüchen über einen Zeit-
raum von zwei bis fünf Jahren nicht verwirklichen k ann, ist er 
bereits für den Voranmeldungszeitraum der Leistungs erbringung 
zur Steuerberichtigung berechtigt. 
 
 
 
UStG § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a, § 17 Abs. 2 Nr. 1 , Abs. 2 
Satz 1, § 18 Abs. 1 
MwStSystRL Art. 63, Art. 90 
 
Urteil vom 24. Oktober 2013     V R 31/12 
 
Vorinstanz: FG Münster vom 7. August 2012  15 K 410 1/09 U 
(EFG 2012, 2167) 
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G r ü n d e  

 

I. 

Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin), eine  GmbH & 

Co. KG, ist im Bereich der Oberflächentechnik (Male rarbeiten, 

Strahltechnik und Verzinkerei) tätig. 

 

In ihrer für das Streitjahr 2007 abgegebenen Umsatz steuerjah-

reserklärung vom 8. April 2008, die einer Steuerfes tsetzung 

unter Vorbehalt der Nachprüfung gemäß § 168 Satz 1 der Abga-

benordnung gleichstand, berücksichtigte die Klägeri n sog. Si-

cherheitseinbehalte für mögliche Baumängel nicht al s bereits 

bei der Leistungserbringung zu versteuerndes Entgel t. 

 

Im Anschluss an eine Umsatzsteuer-Sonderprüfung gin g der Be-

klagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--)  demgegen-

über davon aus, dass die Klägerin ihre Leistungen a uch im Um-

fang der Sicherheitseinbehalte bereits mit Leistung serbringung 

zu versteuern habe. Das FA erließ am 25. Juni 2008 einen ent-

sprechenden Änderungsbescheid für das Streitjahr. 

 

Einspruch und Klage zum Finanzgericht (FG) hatten k einen Er-

folg. Nach dem in "Entscheidungen der Finanzgericht e" 2012, 

2167 veröffentlichten Urteil des FG ist die Klägeri n nach § 13 

Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a des Umsatzsteuergesetzes (US tG) in der 

für das Streitjahr geltenden Fassung unter Berücksi chtigung 

der hierzu ergangenen Rechtsprechung des Bundesfina nzhofs 

(BFH) zur Besteuerung nach vereinbarten Entgelten ( Sollbesteu-

erung) auch im Umfang der Sicherungseinbehalte verp flichtet. 

Die Voraussetzungen für eine Besteuerung nach verei nnahmten 

Entgelten (Istbesteuerung) gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b 

UStG i.V.m. § 20 UStG hätten nicht vorgelegen. Dahe r habe die 

Klägerin ihre Leistungen bei Erbringung unabhängig von einer 
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Entgeltvereinnahmung zu versteuern. Eine Berichtigu ng wegen 

Uneinbringlichkeit nach § 17 Abs. 2 Nr. 1 UStG lieg e nicht 

vor. Eine derartige Uneinbringlichkeit sei nur aufg rund kon-

kreter Mängelrügen anzunehmen, die im Streitfall ni cht vorlä-

gen. Nach den von der Klägerin geschlossenen Verträ gen sei sie 

zumindest gegen Übernahme von Gewährleistungsbürgsc haften zur 

vollen Entgeltvereinnahmung berechtigt gewesen. 

 

Hiergegen wendet sich die Klägerin mit der Revision , die sie 

auf Verletzung materiellen Rechts stützt. Ihre Auft raggeber 

hätten zwischen 5 % bis 10 % der Auftragssumme als Sicherheit 

für Gewährleistungszeiträume von zwei oder fünf Jah ren einbe-

halten. Im Umfang dieser Sicherungseinbehalte habe sie nicht 

über liquide Mittel verfügt. Bereits mangelnder Zah lungswille 

reiche für eine Berichtigung nach § 17 UStG aus. Es  bestehe 

kein Erfordernis einer Entgeltsminderung oder einer  Mängel-

rüge. Dies entspreche auch der Rechtsprechung zum I nsolvenz-

recht, nach der dem Zahlungseingang erhebliche Bede utung zu-

komme. Sie sei als bloßer Steuereinnehmer nicht zur  Vorfinan-

zierung von Steuern verpflichtet. Zudem habe sie im  Streitjahr 

von Banken keine Bürgschaften erhalten können. 

 

Die Klägerin beantragt, 

das Urteil des FG und den Umsatzsteueränderungsbesc heid 

2007 vom 25. Juni 2008 in Gestalt der Einspruchsent schei-

dung vom 4. November 2009 aufzuheben. 

 

Das FA beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Die Klägerin habe ihre Entgelte im Hinblick auf Gew ährleis-

tungsverpflichtungen unstreitig teilweise erst nach  zwei bis 

fünf Jahren vereinnahmt. § 17 Abs. 2 Nr. 1 UStG sei  zwar bei 
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mangelndem Zahlungswillen oder bei Zahlungsunfähigk eit anzu-

wenden. Die Auftraggeber der Klägerin hätten aber w eder die 

Zahlungen noch das Bestehen oder die Höhe der verei nbarten 

Entgelte bestritten. Eine lediglich temporäre Zahlu ngsunwil-

ligkeit reiche nicht aus. Die Klägerin habe weder k onkrete 

Vereinbarungen vorgelegt noch Mängelrügen oder Rech nungskür-

zungen nachgewiesen. Die Pflicht zur Vorfinanzierun g im Rahmen 

der Sollbesteuerung sei nicht rechtswidrig. 

 

II. 

Die Revision der Klägerin ist begründet. Das Urteil  des FG ist 

aufzuheben und die Sache an das FG zurückzuverweise n (§ 126 

Abs. 3 Nr. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). En tgegen dem 

Urteil des FG kann die Klägerin im Umfang der Siche rungseinbe-

halte zu einer Minderung wegen Uneinbringlichkeit n ach § 17 

Abs. 2 Nr. 1 UStG berechtigt sein. Zum Umfang und d en Voraus-

setzungen dieser Sicherungseinbehalte sind aber noc h weitere 

Feststellungen zu treffen.  

 

1. Die Steuer für die von der Klägerin erbrachten L eistungen 

ist nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a UStG mit dem A blauf des 

Voranmeldungszeitraums der Leistungserbringung und damit im 

Streitjahr entstanden. 

 

a) Nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a UStG entsteht d ie Steuer 

für Lieferungen und sonstige Leistungen bei der Ber echnung der 

Steuer nach vereinbarten Entgelten und damit bei de r sog. 

Sollbesteuerung mit Ablauf des Voranmeldungszeitrau ms, in dem 

die Leistungen ausgeführt worden sind. 

 

Die Vorschrift beruht unionsrechtlich auf Art. 63 d er Richtli-

nie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 übe r das ge-

meinsame Mehrwertsteuersystem (MwStSystRL). Danach treten 
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Steuertatbestand und Steueranspruch zu dem Zeitpunk t ein, zu 

dem die Lieferung von Gegenständen bewirkt oder die  Dienst-

leistung erbracht wird. Eine einschränkende Auslegu ng dieser 

Bestimmung dergestalt, dass Steuertatbestand und St eueran-

spruch nur im Umfang der Leistungsentgelte eintrete n, die bei 

Leistungsbewirkung fällig und rechtlich durchsetzba r sind, ist 

im Hinblick auf ihren eindeutigen Wortlaut nicht mö glich. 

 

Wie der Senat bereits in seinem Urteil vom 22. Juli  2010 

V R 4/09 (BFHE 231, 260, BStBl II 2013, 590, unter II.4.b dd) 

ausdrücklich entschieden hat, verstößt die auf dem Unionsrecht 

beruhende Sollbesteuerung nicht gegen die Grundsätz e der 

Gleichbehandlung und der Verhältnismäßigkeit und is t aus die-

sem Grund auch verfassungsgemäß (vgl. auch den Besc hluss des 

Bundesverfassungsgerichts --BVerfG-- vom 20. März 2 013  

1 BvR 3063/10, Höchstrichterliche Finanzrechtsprech ung --HFR-- 

2013, 535, Wertpapier-Mitteilungen/Zeitschrift für Wirt-

schafts- und Bankrecht --WM-- 2013, 818, mit dem ei ne Verfas-

sungsbeschwerde gegen dieses Senatsurteil nicht zur  Entschei-

dung angenommen wurde). Soweit sich die Sollbesteue rung im 

Einzelfall als unverhältnismäßig erweisen sollte, i st dem 

durch die Auslegung des Berichtigungstatbestandes d er Unein-

bringlichkeit (§ 17 Abs. 2 Nr. 1 UStG, vgl. auch Ar t. 90 

Abs. 1 MwStSystRL) Rechnung zu tragen (BFH-Urteil i n BFHE 231, 

260, BStBl II 2013, 590, unter II.4.b dd (1), und W äger, Um-

satzsteuer-Rundschau 2013, 673 ff., 674).  

 

b) Im Streitfall entstand die Steuer für die Leistu ngen der 

Klägerin, die der Sollbesteuerung nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 

Buchst. a UStG unterlag, mit Ablauf des Voranmeldun gszeitraums 

der Leistungserbringung und damit im Streitjahr, da  ihr keine 

Genehmigung zur sog. Istbesteuerung nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 

Buchst. b UStG i.V.m. § 20 UStG erteilt worden war.  
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2. Das Urteil des FG ist aufzuheben, da die Klägeri n dem 

Grunde nach zu einer Berichtigung des Steueranspruc hs für die 

von ihr erbrachten Leistungen gemäß § 17 Abs. 2 Nr.  1 UStG be-

rechtigt ist. 

 

a) Ändert sich die Bemessungsgrundlage für einen st euerpflich-

tigen Umsatz i.S. des § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG, hat de r Unterneh-

mer, der diesen Umsatz ausgeführt hat, gemäß § 17 A bs. 1 

Satz 1 UStG den dafür geschuldeten Steuerbetrag zu berichti-

gen. Nach § 17 Abs. 2 Nr. 1 UStG gilt dies sinngemä ß, wenn das 

vereinbarte Entgelt für eine steuerpflichtige Liefe rung, sons-

tige Leistung oder einen steuerpflichtigen innergem einschaft-

lichen Erwerb uneinbringlich geworden ist. 

 

Diese Regelung beruht unionsrechtlich auf Art. 90 A bs. 1 

MwStSystRL. Danach wird im Falle der Annullierung, der Rück-

gängigmachung, der Auflösung, der vollständigen ode r teilwei-

sen Nichtbezahlung oder des Preisnachlasses nach de r Bewirkung 

des Umsatzes die Steuerbemessungsgrundlage unter de n von den 

Mitgliedstaaten festgelegten Bedingungen entspreche nd vermin-

dert. 

 

b) Bei der Auslegung des Begriffs der Uneinbringlic hkeit i.S. 

von § 17 Abs. 2 Nr. 1 UStG ist der für die Mitglied staaten be-

stehende Regelungsspielraum zu beachten, der sich d araus 

ergibt, dass Art. 90 Abs. 1 MwStSystRL eine Vermind erung der 

Steuerbemessungsgrundlage für den Fall "der vollstä ndigen oder 

teilweisen Nichtbezahlung ... nach der Bewirkung de s Umsatzes 

... unter den von den Mitgliedstaaten festgelegten Bedingun-

gen" anordnet. Bei der Ausübung dieser Regelungsbef ugnis, die 

den Mitgliedstaaten einen Umsetzungsspielraum einrä umt, sind 

nach der Rechtsprechung des BVerfG (BVerfG-Beschlus s in HFR 
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2013, 535, WM 2013, 818, unter III.1.) wie auch nac h der 

Rechtsprechung des erkennenden Senats (BFH-Urteil i n BFHE 231, 

260, BStBl II 2013, 590, unter II.4.e) die Grundrec hte des na-

tionalen Verfassungsrechts zu berücksichtigen. 

 

c) Uneinbringlich ist ein Entgelt i.S. von § 17 Abs . 2 Nr. 1 

UStG, wenn bei objektiver Betrachtung damit zu rech nen ist, 

dass der Leistende die Entgeltforderung (ganz oder teilweise) 

jedenfalls auf absehbare Zeit rechtlich oder tatsäc hlich nicht 

durchsetzen kann (BFH-Urteil in BFHE 231, 260, BStB l II 2013, 

590, unter II.4.b dd (1)). Kann der Unternehmer das  Entgelt 

für seine bereits erbrachten Leistungen aus Gründen , die be-

reits bei Leistungserbringung vorliegen, für einen Zeitraum 

über zwei bis fünf Jahre nicht vereinnahmen, ist er st recht 

von Uneinbringlichkeit i.S. von § 17 Abs. 2 Nr. 1 U StG auszu-

gehen.  

 

Denn eine Vorfinanzierung der Umsatzsteuer über meh rjährige 

Zeiträume ist im Verhältnis zur Besteuerung der Unt ernehmer, 

die der Istbesteuerung unterliegen, mit dem Gleichh eitsgrund-

satz nicht vereinbar. Mit der Istbesteuerung (§ 13 Abs. 1 

Nr. 1 Buchst. b UStG i.V.m. § 20 UStG) hat der Gese tzgeber die 

ihm nach Unionsrecht eingeräumte Ermächtigung ausge übt, für 

die Entstehung des Steueranspruchs nach Art. 66 Buc hst. b 

MwStSystRL auf die Vereinnahmung des Preises abzust ellen. Die 

Auslegung des Begriffs "Uneinbringlichkeit" muss au ch dazu 

dienen, die Besteuerungsgleichheit zwischen den Bes teuerungs-

formen der Soll- und Istbesteuerung zu gewährleiste n (BFH-Ur-

teil in BFHE 231, 260, BStBl II 2013, 590, unter II .4.b dd (1) 

und oben II.1.a, und Wäger, a.a.O., S. 674). 

 

Darüber hinaus wäre die Verpflichtung zu einer mehr jährigen 

Vorfinanzierung der Umsatzsteuer mit Blick auf die dem Unter-
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nehmer zukommende Aufgabe, "öffentliche Gelder" als  "Steuer-

einnehmer für Rechnung des Staates" zu vereinnahmen  (Urteile 

des Europäischen Gerichtshofs vom 20. Oktober 1993 C-10/92, 

Balocchi, Slg. 1993, I-5105, Rdnr. 25, und vom 21. Februar 

2008 C-271/06, Netto Supermarkt, Slg. 2008, I-771, Rdnr. 21) 

unverhältnismäßig. Ob dies auch für andere Fallgest altungen 

wie z.B. die Lieferung im Rahmen von Leasingverhält nissen zu 

gelten hat (so Senatsurteil vom 1. Oktober 1970 V R  49/70, 

BFHE 100, 272, BStBl II 1971, 34, unter 3.), ist im  Streitfall 

nicht zu entscheiden. 

 

d) Gegen Uneinbringlichkeit bereits im Voranmeldung szeitraum 

der Leistungserbringung (§ 17 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 1 Satz 1 

i.V.m. § 18 Abs. 1 UStG) spricht nicht das Senatsur teil vom 

28. Juni 2000 V R 45/99 (BFHE 192, 129, BStBl II 20 00, 703, 

unter II.4.). Dort hat der Senat nur entschieden, d ass sich 

Uneinbringlichkeit nach § 17 Abs. 2 Nr. 1 UStG und nachträgli-

che Vereinnahmung nach Satz 2 dieser Vorschrift im selben Vo-

ranmeldungs- oder Besteuerungszeitraum gegenseitig aufheben.  

 

e) Die Annahme einer Uneinbringlichkeit aufgrund vo n Umstän-

den, die bei Leistungserbringung vorliegen, und die  zu einer 

Berichtigung bereits für den Voranmeldungszeitraum der Leis-

tungserbringung führen, verstößt auch nicht gegen d en durch 

Art. 90 Abs. 1 MwStSystRL vorgegebenen Rechtsrahmen . Soweit es 

danach erforderlich ist, eine Berichtigung "nach de r Bewirkung 

des Umsatzes" vorzusehen, reicht es aus, wenn es zu r Unein-

bringlichkeit nach der Leistungserbringung deshalb kommt, weil 

keine Bürgschaft gestellt werden kann. 

 

f) Ein Widerspruch zur Rechtsprechung des XI. Senat s des BFH 

liegt nicht vor. Soweit dieser in seinem Urteil vom  16. April 

2008 XI R 56/06 (BFHE 221, 475, BStBl II 2008, 909)  davon aus-
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gegangen ist, dass die Lieferung bereits bei ihrer Ausführung 

voll zu versteuern ist, betraf dies eine Lieferung im Rahmen 

eines tauschähnlichen Vorgangs, bei dem vom Empfäng er der Lie-

ferung keine Zahlungen zu leisten waren, so dass si ch die 

Frage nach dem Zeitpunkt einer Vereinnahmung von Ge ldbeträgen 

nicht stellen konnte.  

 

3. Die Sache ist nicht spruchreif. Das FG hat ausge hend von 

seinem Rechtsstandpunkt keine Feststellungen zu der  Frage ge-

troffen, in welchem Umfang die Klägerin aufgrund de r Siche-

rungseinbehalte Entgelte nicht vereinnahmen konnte.   

 

Soweit die Klägerin nach den von ihr abgeschlossene n Verträgen 

eine vollständige Entgeltzahlung bereits mit Leistu ngserbrin-

gung für den Fall beanspruchen konnte, dass sie die  Gewähr-

leistungsansprüche ihrer Leistungsempfänger durch B ankbürg-

schaft sicherte, kommt es dabei auch darauf an, ob der Kläge-

rin eine derartige Bürgschaftsgestellung möglich wa r. 

 

Zu prüfen ist schließlich auch, ob die Klägerin im Streitjahr 

eine Steuerminderung für in Vorjahren erbrachte Lei stungen 

geltend gemacht hat, die dann aber nur zu einer Ber ichtigung 

im Jahr der Leistungserbringung führen könnte.  
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